
BUNDESGERICHTSHOF

IX ZB 16/85 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

des Schlossers Dusan asse^,

Klägers, Berufungsklägers und 
Beschwerdeführers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. in

g e g e n

Rechtsanwalt Wolfgang K| ;traß

Beklagten, Berufungsbeklagten 
und Beschwerdegegner,

-  Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dres.
in
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Der IX. Z iv ilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den Vorsitzenden 

Richter Merz und die Richter Henkel, Fuchs, Winter und Dr. Graßhof

am 7. März 1985 

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Beschluß des 

8. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Düsseldorf 

vom 16. Januar 1985 wird auf Kosten des Klägers 

zurückgewiesen.

Beschwerdewert 5 956,96 DM (v g l. BGH Beschl. v.
6 . Oktober 1960 - V II ZR 42/59 = WM 1960, 1254).

G r ü n d e

Die erstinstanzlichen Prozeßbevollmächtigten des Klägers übersandten 

ihm m it Schreiben vom 25. Mai 1984 das klagabweisende, am 18. Mai 1984 zu­
g es te llte  U rte il des Landgerichts vom 4. April 1984 und wiesen dabei auf 

den Ablauf der Berufungsfrist am 18. Juni 1984 hin. Am 28. Juni 1984 legte 

der Kläger Berufung e in , beantragte g le ic h ze itig  Wiedereinsetzung in den 

vorigen Stand gegen die Versäumung der R ech tsm itte lfris t und versicherte  
zur Begründung an Eides s ta tt:

Das Schreiben seiner Anwälte vom 25. Mai 1984 habe er aus nicht nach­
vollziehbaren Gründen e rs t am Samstag, dem 16. Juni 1984, im Treppenhaus 

des von ihm und mindestens 13 Parteien bewohnten Mietshauses gefunden. Die 

Briefkästen seien durchweg beschädigt gewesen, so daß sie inzwischen hätten



erneuert werden müssen. Am 18. Juni 1984 habe er Auskunft und Rat einholen 

wollen. Er sei aber unvorhergesehen krank geworden (K reis lau fko llaps). Er 

habe sich deshalb am 18. Juni 1984 vorrangig in ä rz tlich e  Behandlung bege­
ben müssen. Deshalb habe er sich nicht um die Rechtssache kümmern können.

Die am 6. Dezember 1984 vorgelegte ä rz tlic h e  Bescheinigung vom 29. No­
vember 1984 hat folgenden Wortlaut:

“Hiermit wird  beschein ig t ,  daß Herr J f l f l H H I V  Dusan, geb. ■ ■ V ,  
a u s f lH P D O T H B »  F ^ P s t r a ß e ®  erstm alig am 19.1.84 in meiner 
Praxis erschien und von mir untersucht und behandelt wurde. Herr J. 
klagte über ein se it 3 Wochen bestehendes Schwindelgfühl, über a llge­
meine Abgeschlagenheit, H in fä llig k e it , K ra ftlo s ig k e it. Bei der k l in i ­
schen Untersuchung war die Leber um 1 Querfinger tastbar vergrößert.
Es wurde daraufhin eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ausgestellt 
unter dem Yerdacht einer chronischen H ep atitis . Von mir wurde die Be­
scheinigung bis zum 6 .7 .84  ausgestellt."

Das Oberlandesgericht verwarf durch Beschluß vom 16. Januar 1985 die 

Berufung, weil sie nicht fris tg erech t eingelegt und das Wiedereinsetzungs­
gesuch unbegründet s e i.

Die dagegen form- und fris tgerech t eingelegte sofortige Beschwerde 

(§§ 519 b Abs. 2, 577 ZPO), m it der der Kläger auch geltend macht, er habe 

nicht am 19. Januar, sondern am 19. Juni 1984 den A rzt aufgesucht, is t  un­
begründet.

Die am 18. Juni 1984 abgelaufene Berufungsfrist (§ 516 ZPO) is t  ver­

säumt. Wiedereinsetzung kann nach § 233 ZPO nicht gewährt werden. Der Klä­
ger wäre allerdings dann ohne Verschulden verhindert gewesen, die Rechts­
m it te lf r is t  einzuhalten, wenn er körperlich oder ge istig  unfähig gewesen 

wäre, von der Zustellung des U rte ils  Kenntnis zu nehmen, einen Entschluß zu 

fassen, insbesondere unter Abwägung des Für und Wider eine sachgemäße Ent-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  4 -

Scheidung über die Einlegung der Berufung zu tre ffen  und den Anwalt hiervon 

bis 18. Juni 1984 zu unterrichten (v g l. BGH, Beschl. v. 23. Januar 1985 - 

IVb ZB 55/84 zur Veröffentlichung b e s tiim t).

Diese Voraussetzungen sind auch nach dem m it der Beschwerde ergänzten 

Vorbringen nicht dargetan. Der Vortrag des Klägers e rg ib t, daß er am 

16. Juni 1984 vom klagabweisenden U rte il und der am 18. Juni 1984 ablaufen­

den Berufungsfrist Kenntnis erlangt und sich alsbald entschlossen hat, Aus­
kunft und Rat einzuholen. Daß er am 18. Juni 1984 wegen eines Kreislauf­

kollapses keinen Anwalt habe aufsuchen und m it der Einlegung der Berufung 

beauftragen können, is t  nicht glaubhaft gemacht (§ 236 Abs. 2 Satz 1 ZPO). 
Das ä rztlich e  A ttest vom 29. November 1984 enthä lt keinen Hinweis auf einen 

Kreislaufkollaps und bescheinigt auch keine Unfähigkeit, einen Anwalt auf­
zusuchen. Zudem widersprechen sich die Darstellung des Klägers in seiner 

eidesstattlichen Versicherung und die Angaben, die er nach dem Attest ge­

genüber dem Arzt gemacht hat. Während er nach seinen nunmehrigen Angaben am 

19. Juni 1984 dem Arzt nach dessen Bescheinigung über s e it drei Wochen be­
stehendes Schwindelgefühl, allgemeine Abgeschlagenheit, K ra ftlo s ig ke it ge­
klagt hat, versichert er an Eides s ta t t ,  daß er s e it 16. Juni 1984 geplant 
habe, am 18. Juni 1984 Auskunft und Rat einzuholen, aber unvorhergesehen 

krank geworden und ä rz tlic h  behandelt worden sei und deshalb sich am 

18. Juni 1984 nicht um seine Rechtssache habe kümmern können. Danach über­
wiegen die Zweifel an der R ichtigkeit der Darstellung des Klägers; sein 

Verschulden an der Versäumung der Berufungsfrist is t  nicht ausgeräumt.

)



-  5 -

Auch die sonstigen in der Beschwerde aufgestel 1 ten Behauptungen sind 
nicht geeignet, das Wiedereinsetzungsgesuch zu begründen. Denn fü r ihre 
Glaubhaftmachung sind keine im Sinne des § 294 ZPO geeigneten Beweismittel 

vorgelegt.

Merz Henkel Fuchs

Winter Graßhof
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